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Anonymisierte Niederschrift über die Bürgerversammlung nach Art. 18 der 

Bayerischen Gemeindeordnung am Donnerstag, 18.12.2025, um 19 Uhr, im Klemens-

Fink-Zentrum, Babenberger Ring 1, 96049 Bamberg  

 

Die Ladung zur Bürgerversammlung ist ordnungsgemäß und fristgerecht erfolgt. Nach Art. 18 Abs. 
3 der Bayerischen Gemeindeordnung dürfen nur Bürgerinnen und Bürger der Stadt Bamberg 
Anträge in der Bürgerversammlung stellen. Diese Anträge sind gern. Art. 18 Abs. 4 GO als 
Empfehlungen der Bürgerversammlung innerhalb einer Frist von drei Monaten zu behandeln. Die 
Behandlung durch einen beschließenden Ausschuss (Senat) steht einer Behandlung in der 
Vollversammlung gleich. Im Rahmen der Bürgerversammlung kommt es vor, dass einzelne, 
antragstellende Personen auf die die formale Stellung eines Antrags und Beschlussfassung 
verzichten, da Sachbehandlung durch die Verwaltung zugesagt wurde.  

Anträge und Wortmeldungen aus der Bürgerschaft: 

 

Antrag 1 

Es geht um den Leinritt-Steg, den Fuß/Radweg über den Münchner Ring. Seit Jahren möchten wir, 
für die Verlängerung Schellenbergstraße–Radweg eine Beleuchtung. Diese wurde stets mit der 
Begründung „zu teuer“ abgelehnt. Nun gibt es Lichtmasten mit Solarpaneel + Akku. Eine Lösung, die 
hier Richtung Stegaurach aufgebaut wurde. Vielleicht gibt es nun die Möglichkeit, dies auch für den 
Dunkelbereich des Radweges Leinritt-Steg. Antrag auf Beleuchtung am Anfang und am Ende der 
Brücke.  

Der Zweite Bürgermeister sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 

 

Antrag 2 

In Folge des Sitzungsvortrags VO/2025/8914-BS (Antrag auf Erweiterung bestehender öffentlicher 
Grillflächen) als Ergebnis der Anträge der Bürgerversammlung vom 15.05.2025 beantrage ich: 

1. Die Verwaltung prüft 4 weitere Standorte für feste bauliche Grillstellen wie auf der 
Jahnwiese. 

2. Für alle möglichen Standorte beauftragt die Verwaltung den Bau fester baulicher 
Grillstellen. 

3. Die hierfür notwendigen Gelder werden aus entsprechenden Haushaltsposten oder den 
Unterstützungsfonds beantragt. 

Der Finanzreferent sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 

 

Antrag 3 

Ich beantrage: Die Stadt erstellt eine Übersicht über alle Wohnimmobilien, die im Eigentum der 
Stadt, der von ihr verwalteten Stiftungen und Tochterunternehmen (i.B. der Stadtbau Bamberg) sind 
mit den jeweiligen Durchschnittsmietpreisen pro Quadratmeter, der Wohnungsart (Miet-
preisgebunden, EOF, frei vermietet), der Zimmeranzahl (1-,2-,3-,4- Zimmer Wohnung…) sowie der 
Leerstandsquote. Die Übersicht wird öffentlich zugänglich gemacht. 

Der zweite Bürgermeister sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 
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Antrag 4 

Folgender Antrag bezieht sich auf die Nachvollziehbarkeit von politischen Prozessen, ganz konkret 
auf die Transparenz bei Bürgerbeteiligungsverfahren.  

Eine kurze Erklärung vorweg: „Wir begegnen uns auf Augenhöhe“ wird stets erklärt, sobald 
Politiker*innen mit der Bürgerschaft in Kontakt treten. Vielfältige Gespräche erwecken für mich 
allerdings der Eindruck, dass es grundlegend verschiedene Auffassungen darüber gibt, was 
Bürger*innenbeteiligung eigentlich ist. 

Auf der einen Seite spricht Politik und Verwaltung darüber, „Leute besser einzubinden“, „sie gut zu 
informieren“ und „Menschen mit ins Boot zu holen“. 

Auf der anderen Seite sind die Gründe, warum sich die Zivilgesellschaft einbringt (also 
Privatpersonen und Ehrenamtlich), sehr oft andere, wie z.B.: „selbstwirksam zu werden“, „einen Effekt 
zu erzielen“ bzw. „einen Einfluss zu haben“. 

Zusammenfassend: Während die einen demnach von TEILHABE reden, meinen die anderen 
MITBESTIMMUNG. 

Ohne hierbei werten zu wollen, was dabei eine richtige oder falsche Sichtweise darstellt, wird 
offensichtlich, dass allein wegen der Begrifflichkeit aneinander vorbeigeredet wird. Ausgangspunkt 
sind daher unterschiedliche Auffassungen zu „Stufen der Partizipation“, also die Stärke der 
Mitsprachemöglichkeiten. 

Die Folge daraus ist, dass Bürger*innen sich engagieren, in der Annahme wirklich darüber 
mitentscheiden zu dürfen, dann aber enttäuscht sind und resignieren, weil gegenteilig entschieden 
wird (hier ein Verweis auf die Evaluation des Projektes Mitmachklima oder auch beispielhaft 
genannt: die Abstimmungen zur Nutzung der Unteren Brücke oder die Umgestaltung der 
Friedichstraße). 

Daher beantrage ich 1., dass im Voraus zu solchen Formaten eine KLARERE UND OFFENE 
KOMMUNIKATION ÜBER DIESE ERWARTUNGSHALTUNGEN erfolgt, z.B.  

- „was bezweckt die Befragung, was soll damit erreicht werden“ 
- „wo sind die Grenzen, was kann damit nicht erfüllt werden?“ 
- „wie können wir näherungsweise ein repräsentatives Meinungsbild aus der 

Stadtgesellschaft erhalten?“ 
- „welche Möglichkeiten gibt es, benachteiligte Gruppen besser zu mobilisieren, damit nicht 

immer nur die üblichen Engagierten anwesend sind“? etc. 

Dieser Teilantrag knüpft an das Dokument „Leitlinien“ vom Amt für Bürgerbeteiligung an, will aber 
darüber hinaus die Konkretisierung bei einzelnen Beteiligungsformaten. 

In Bezug auf diese Bürgerversammlung stelle ich weiterhin fest: digital verfügbar ist lediglich, welche 
Anträge bei einer Bürgerversammlung eingereicht wurden, nicht, was letzten Endes aus diesen 
Anträgen geworden ist. 

Demnach betrage ich 2., dass im Nachgang eine TRANSPARENTE AUFBEREITUNG IN FORM EINES 
ÖFFENTLICH ZUGÄNGLICHEN DOKUMENTES erfolgt, das einfach und verständlich gehalten ist. 
Beispielsweise: 

- „welche Anträge, die in einer Bürgerversammlung gestellt worden sind, wurden vom 
Stadtrat angenommen oder abgelehnt?“ 

- „mit welcher Begründung ist dies geschehen“ 



   

3 
 

- „wie waren die Zwischenschritte dorthin?“ 
- „welcher Ausschuss hat sich wann damit auseinandergesetzt?“ 
- „wie war das genaue Abstimmungsverhalten“ 
- „inwiefern wurden die Anregungen anderweitig eingearbeitet?“ 

Die Absicht des Antrages ist es, dass diese Maßnahmen das Vertrauen in politische Prozesse 
erhöhen und Bürger*innen in ihrer eigenen Mündigkeit stärken oder befähigen. 

Abschließend will ich darauf hinweisen, dass dieser Antrag alle weiteren inhaltlichen Anträge, die 
hier gestellt werden, betrifft und würde mich deswegen freuen, wenn er von der Versammlung 
angenommen wird! 

Die Anträge werden einstimmig angenommen. 

 

Antrag 5 

Anpassung der Baumschutzverordnung von 1993 zum Schutz und zur Pflege eines durchgrünten 
Stadtbildes und zur Erhaltung der urbanen Lebensqualität sowie aus klimatischen und 
stadtökologischen Gründen. 

1. Streichung des Begriffs „standortheimisch“ bei Ersatzpflanzungen, um den Bürgern mehr 
Entscheidungsfreiheit diesbezüglich zu geben. 

2. Überarbeitung des Geltungsbereichs, um den geänderten Anforderungen gerecht zu 
werden. 

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

 

Antrag 6 

Antrag zur Verkehrssituation Bamberg Südwest:  

- Erneuerung der bestehenden Zebrastreifen am Babenbergerring 
- Anbringung von Zebrastreifen bei Bushaltestellen 
- Prüfung von Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung Babenbergerring gegen regelmäßige 

Tempoüberschreitungen, insbesondere im Bereich der Hezilostraße. 

Die Anträge werden einstimmig angenommen. 

 

Antrag 7 

Ich beantrage, dass die Stadt Bamberg im nicht ausgebauten Bereich der Breitäckerstraße die 
Einhaltung der Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h regelmäßig überwacht. 

Begründung: 

Die Breitäckerstraße ist die einzige direkte Verbindung vom Gaustadter Friedhof und dem Megalith-
Wohngebiet ins südwestliche Gaustadt. Sie wird daher von zahlreichen Autofahrern, Fußgängern 
und Radfahrern – darunter zahlreiche Familien mit kleinen Kindern – regelmäßig genutzt. Ein 
wesentlicher Teil der Straße ist nicht ausgebaut, so dass sich in diesem Abschnitt alle 
Verkehrsteilnehmer die Straße teilen müssen. Gerade in diesem Bereich erlebt man als 
Verkehrsteilnehmer zudem immer wieder Geschwindigkeitsüberschreitungen. Insbesondere für 
Fußgänger und Radfahrer, aber auch für alle anderen Verkehrsteilnehmer ist der nicht ausgebaute 
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Teil der Breitäckerstraße sehr gefährlich. Eine regelmäßige Geschwindigkeitsüberwachung würde 
zur Sensibilisierung der Verkehrsteilnehmer beitragen und Risiken reduzieren.  

Die Gründe für die Vorlage einer Gefahrenstelle sind im Detail:  

1. Die Breitäckerstraße ist zwischen Einfahrt ins Megalith-Wohngebiet bis kurz vor die 
Einmündung „Im Eichhorn“ nicht befestigt.  

2. An dieser Stelle existiert kein Bürgersteig.  
3. An dieser Stelle existiert keine Straßenbeleuchtung.  
4. Die Straße ist nicht breit genug, als dass entgegenkommende Fahrzeuge aneinander vorbei 

passen. Eines der Fahrzeuge (insbesondere Busse) muss mit einem Reifen ins Kiesbett 
ausweichen.  

5. Durch die Biegung sowie die darauffolgende Kuppe ist die Straße speziell im markierten 
Bereich sehr uneinsichtig.  

6. Nicht zuletzt durch die Tierklinik, Kleingärten, Rothof, etc. ist das Verkehrsaufkommen hier 
viel höher als man in Anbetracht der Tatsache erwarten würde, dass diese Straße früher 
sogar für den Durchgangsverkehr gesperrt gewesen war. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

Antrag 8 

Winterdienst durch die Bürger 

Entsprechend dem Bayerischen Straßen- und Wegegesetz verpflichtet die Stadt Bamberg ihre 
Bürger, die an ihr Grundstück angrenzenden Gehsteige rechtzeitig in der Früh (ab 07:00 Uhr) von 
Schnee und Eis zu befreien. 

Im letzten Jahr hat die Stadt alle vorher öffentlich zugänglichen Streugutbehälter abgesperrt. Sie 
beruft sich auf die Kann-Regelung im Gesetz, das die Anwohner selbst Streugut besorgen müssen. 
Die Maßnahme wurde so begründet, dass sich gewerbliche Unternehmen an dem Streugut 
widerrechtlich bedienen würden und das könne man ja auf keinen Fall zulassen. Wenn ich aufgrund 
besonderer Umstände einen gewerblichen Winterdienst beauftragen muss, dann übernimmt er 
doch nur meine Arbeit. Von Entwendung kann dann keine Rede sein! 

Lieber schickt man jetzt jeden Haushalt ggf. mehrmals zum Baummarkt um Granulat etc. zu kaufen. 
Was dann nicht gebraucht wird, lagert dann halt das ganze restliche Jahr ein. Bisher habe ich die 
Restmengen im Frühjahr zurück in den Streugutbehälter gebracht. 

Ich habe einen Bericht von BR 1 aus dem letzten Jahr gefunden. Als Beispiele wurden Straubing und 
Fürth genannt: dort kann das Streugut aus den öffentlichen Behältern entnommen werden. Andere 
Städte (z.B. Nürnberg oder Coburg) geben Streugut in haushaltsüblichen Mengen in ihren 
Wertstoffhöfen ab. 

Bamberg hat zwar die höchsten Grundsteuern in Bayern aber für bürgerfreundliche Maßnahmen 
ist anscheinend kein Geld vorhanden. 

Mein Vorschlag: 

- Entfernung der Schlösser. Ggf. Hinweisschilder mit dem Verbot der widerrechtlichen 
Entnahme 

- Wenn notwendig: Entweder die Grundsteuer anheben: Die Erhöhung des Grundsteuer-
Hebesatzes von 635 auf 636 würde der Stadt Bamberg 25.000 Euro einbringen. Zitat Herr 
Oberbürgermeister zur Einführung der Grundsteuer: „es gibt schlimmeres…“ 

- Oder: Abgabe zur Straßenreinigung erhöhen: ab 2025 5,91 Euro/lfd. Meter 
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Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 

 

Antrag 9 

Die Flächen am Fluss sind für viele Bürgerinnen und Bürger wichtige soziale Treffpunkte, besonders 
in den Sommermonaten. Sie werden von Familien, Jugendlichen, Seniorinnen und Senioren sowie 
Vereinen genutzt. In den letzten Jahren gab es zum Glück keine Vorfälle am linken Flussufer der 
Regnitz durch die vielen Besucher. Das subjektive Sicherheitsgefühl durch verletzungsminimierende 
Einstiegsstellen ohne rutschige Steinabbruchstellen würde enorm steigen, um diese sozialen Räume 
für alle Bevölkerungsgruppen attraktiv und sicher zu gestalten.  

So könnten (1.) entweder das Wegräumen von scharfen Steinen eine kostengünstige Lösung bieten 
oder weitere Stufen, wie es sie bereits auf Höhe der Schleuse und rechts neben der Hainbadestelle 
gibt, würden die Verletzungsgefahr und rutschige Flächen ersetzen. Des Weiteren könnten mehr 
(2.) Bojen die Sicherheit erhöhen, da man sich daran orientieren und notfalls festhalten könnte. Die 
Plattform gegenüber der Buger Spitze wird auf den Kiesflächen illegalerweise als Feuerstelle 
verwendet. Wenn eine (3.) Feuerausbruchsichere Stelle eingerichtet werden würde, könnte auch das 
die Sicherheit erhöhen. Ein paar (4.) Hinweisschilder, dass mitgebrachter Müll wieder mitgenommen 
werden soll, damit alle eine Freude an diesem Ort haben, ist selbstverständlich auch wichtig, um 
auch diese Regel kontrollsicher einführen zu können. Ein Wegbleiben der Bürgerinnen und Bürger 
am Flussufer wäre nicht zielführend für eine klimaangepasste und sozial inklusive und 
bürgerfreundliche Stadt. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

Antrag 10 

Ich beantrage im Sinne einer Gleichbehandlung, dass diejenigen Wahlhelfer, die von keinem 
Arbeitgeber für ihre Tätigkeit bei Wahlen der Stadt Bamberg einen Freizeitausgleich erhalten, ein 
höheres Erfrischungsgeld bekommen (z.B. in Höhe des Mindestlohns) als die, die von ihrem 
Arbeitgeber Freizeitausgleich erhalten. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

Antrag 11 

In den Grundschulen von Bamberg-Ost, vor allem in der 1. Jahrgangstufe, gibt es Klassen mit einem 
Migrationsanteil von 80 %. Daher meine Frage:  

1. Wie viele Schüler mit Migrationshintergrund gibt es in den jeweiligen Grundschulen 
(1.Klasse) in Bamberg? Wie teilen sich diese Nationalitäten auf? 

Der Zweite Bürgermeister sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 

 
2. Antrag: Sollte sich bestätigen, dass Schulen in anderen Stadtteilen weniger haben, eine 

Lösung für das Schuljahr 2026/27 Lösung finden, dass sich die Kinder entsprechend 
gleichmäßig verteilen. 

Der Antrag wird mehrheitlich angenommen. 
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Antrag 12 

Was passiert mit dem nicht abgeholten Grünschnittgut, dass in der Agnesstraße lagert? 

Referent Felix führt aus, dass es zu einer erheblichen Zunahme illegal abgelagerten Grünguts 
gekommen ist. Infolgedessen wird dieses nicht mehr im Rahmen der regulären Grüngutabfuhr 
entsorgt, sondern zunächst einer Prüfung auf ein mögliches abfallrechtliches Vergehen unterzogen. 

Der Finanzreferent sagt eine Prüfung und schriftliche Beantwortung zu. 

 

Antrag 13 

Welche Maßnahmen sind geplant um die Umnutzung von Wohnraum zu Ferienwohnungen o.ä. zu 
regulieren? Ebenso den Leerstand? 

Der Amtsleiter des Stadtplanungsamtes, verweist darauf, dass es bereits eine 
Zweckentfremdungssatzung in Bamberg gab. Diese wurde jedoch gerichtlich zurückgewiesen, weil 
die zugrundeliegende Analyse und Begründung der Stadt Bamberg, die Grundrechtseingriffe nicht 
rechtfertigen konnte. Gleichzeitig wurden sehr hohe, neue Anforderungen an eine 
Zweckentfremdungssatzung gestellt. Aufgrund dessen kann derzeit nicht gesagt werden, ob und 
wann es eine neue, rechtssichere Zweckentfremdungssatzung geben wird. Die Stadt Bamberg 
versuche deshalb die Anzahl an Ferienwohnungen über Bebauungspläne zu regulieren, sowie über 
Satzungen zu Sanierungsgebieten. 

Der Bau- und Werkssenat hat hierzu kürzlich einen Grundsatzbeschluss zum „Bau-Turbo“ gefasst. 
Durch einen städtebaulichen Vertrag wird abgesichert, dass dieser nicht zum Bau von 
Ferienwohnungen angewandt wird. Darüber hinaus werden noch weitere Wege geprüft werden, um 
noch besser einwirken zu können. 

Der Geschäftsführer der Stadtbau GmbH Bamberg führt hierzu ergänzend aus, dass die Stadtbau 
Bamberg in Kombination mit den stiftischen Wohnungen knapp 4000 Wohnungen in der 
Verwaltung hat. Hierbei bewegt sich die Durchschnittsmiete von 6,18 Euro.  

Über den Antrag wird nicht abgestimmt. 

 

Antrag 14 

Falls es im Rahmen der Bauarbeiten zum Tiefensammler zu Einschränkungen auf den Wegen des 
Adenauerufers kommen sollte, beantrage ich eine möglichst gleichwertige, nahe, sichere Umleitung 
für Fuß- und Radverkehr einzurichten und auf den entsprechenden Straßen „Tempo 30“ 
einzuführen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

 

 

 

 

Bamberg, 18.12.2025 

 


